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sich von Januar bis Mai auf 18,62 Cruzeiros für 1 US-$ 
belief. Von den vorstehenden M ittelwerten haben 
sich die tatsächlich gezahlten Aufgelder beträchtlich 
entfernt. In den ersten M onaten war eine stetig  an ­
steigende Tendenz zu beobachten, die Anfang März 
ihren Höhepunkt erreichte und dann umschlug. Sehr 
erheblich sind natürlich auch die Abweichungen von 
den genannten M ittelwerten je  nach den einzelnen 
W ährungen. Die Agios für US-Dollars waren beson­
ders hoch, die Agios für V ertragsdollars mit den ver­
schiedenen Ländern wesentlich niedriger. Um einen 
Begriff von diesen Abweichungen und von der Streu­
ung zu geben, sind im folgenden die Mindest-, M ittel­
und Höchstaufgelder zusammengestellt, die im Laufe 
des April an  der Börse in Rio für Dreimonatswechsel 
auf die USA gezahlt wurden:

K ategorie M ind estagio M ittlere sA g io  
(Cr. $  für 1 US-$)

H öd istag io

1. K ategorie
2. K ategorie
3. K ategorie
4. K ategorie
5. K ategorie

23.20
20.20 
48,00 
69,50

307,00

23,22
24,95
52,07
82,09

133,93

27.60 
25,10 
61,20
91.60 

120,50

W ie man sieht, handelt es sich um außerordentlich 
fühlbare Spannen, namentlich bei iden Agios für De­
visen der 3., 4. und 5. Kategorie. Die Rückwirkungen 
auf die Preisbildung der im portierten W aren sind 
natürlich überaus schwerwiegend.
Die Menge der ersteigerten Devisen erlaubt bis zu 
einem gewissen Grade Prognosen für den Import. Von 
den 577 Mill. | ,  die bis Ende Mai insgesamt erstei­
gert worden sind, entfallen fast 40'’/<> auf US-Dollars 
(214,7 Mill.). An zweiter Stelle steht der V ertrags­
dollar mit Deutschland (73 Mill.). Es folgen Japan mit 
50 Mill. und danach Schweden, Frankreich und Däne-

mark mit Volumen an Kronen bzw. Franken, die 33, 
28 bzw. 26 Mill. |  entsprechen. Der Rest verte ilt sich 
auf 17 andere W ähnm gen. Natürlich spielt auf der 
Nachfrageseite neben den bestehenden Geschäfts­
beziehungen die Frage eine entsdieidende Rolle, wel­
che W aren aus den einzelnen Ländern zu beziehen 
sind. Von m ehreren Devisensorten, insbesondere des 
Vertragsdollars mit Argentinien, haben sich beträcht­
liche V orräte angesammelt, die von Versteigerung 
zu Versteigerung übrigbleiben und für deren V er­
wendung das zur Zeit geltende System noch keinen 
W eg gefunden hat.
Für eine abschließende W ürdigung ist die jetzige 
Form der Devisenbewirtschaftung noch zu kurze Zeit 
in Kraft. Ihr Erfolg, die Einfuhr überflüssiger W aren 
zugunsten notwendiger oder wichtigerer gedrosselt 
zu haben, ist nicht zu leugnen. Aber es bleibt frag­
lich, ob dieses Ergebnis den dafür gezahlten Preis 
w ert w ar und wie lange das komplizierte System mit 
seinen weitreichenden und tiefgreifenden Reglemen­
tierungen beibehalten wird. W ie gesagt, in anderen 
Ländern erfaßte es nicht nur einen kleineren Kreis 
von W aren, sondern w ar auch nur von beschränkter 
Dauer. Bei seiner Einführung in Brasilien gaben am t­
liche Kommentare und Erklärungen zu verstehen, 
daß es sich auch in diesem Falle um eine zeitlich be­
grenzte Maßnahme handeln solle, und daß das neue 
System zusätzlich ausreichende anti-inflationistische 
Maßnahmen erfordere. Diese aber sind ausgeblieben: 
der Geldumlauf hat sich von September 1953 bis 
Ende März 1954 von 43,1 Mrd. auf 48,5 Mrd. Cruzei­
ros erhöht, und die K ontokorrentkredite sind im sel­
ben Zeitraum von 89,3 Mrd. auf 101,1 Mrd. Cruzeiros 
gestiegen.

Die Rechtsform der GmbH, in Südamerika
Ein Vergleich mit dem deutschen Recht 

Dr. ClauSjSeciuenz, Köln

Ica Hinblick auf die immer enger werdenden Handels­
beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch­

land und den südamerikanischen S taaten erscheint es 
angebracht, sich einmal etwas näher mit der Handels­
gesetzgebung dieser Länder vertrau t zu machen.

VORGESCHICHTE
Die gesetzliche Regelung der Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung nahm zu Beginn des Jahres 1892 
in Deutschland ihren Anfang, als der deutsche Reichs­
tag  am 21. März den 1891 vom Reichsjustizamt ver­
öffentlichten Entwurf des „Gesetzes, betreffend die 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung" en bloc an ­
nahm. Dieses Gesetz, das am 19. Mai 1892 in Kraft 
trat, w ar das erste seiner A rt in der W elt. Mit ihm 
w ar etwas völlig Neuartiges geschaffen worden, eine 
Zusammenfassung von  Vorschriften proteusartigen 
Charakters, deren Elemente nicht auf Grund von lang­
jährigen Erfahrungen hatten zusamm engetragen w er­
den können. Es w ar aus einem  echten Bedürfnis her­
aus geboren worden, da die bislang geltende Gesetz­

gebung durch die eminente Entwicklung der deutschen 
Wirtschaft und die Ausdehnung der Industrialisierung 
einfach nicht m ehr ausreichte.
Je  nach dem Fortschritt der Industrialisierung und des 
Handels stand man so auch eines Tages in den süd­
amerikanischen Staaten vor der Frage, ob m an nicht 
eine zusätzliche Rechtsform zu den bereits vorhande­
nen Instituten des H andelsredites schaffen sollte, ähn­
lich der Gesellschaft mit beschränkter Haftung, wie sie 
seit 1892 — von Deutschland ausgehend — bereits in 
vielen Gesetzgebungen europäischer und außereuro­
päischer Länder Eingang gefunden hatte. Man hatte 
allmählich erkannt, daß die GmbH, geeignet war, die 
überall noch offene Lücke zwischen den Kapital- und 
Personalgesellschaften zu schließen. In Südamerika 
hatten, wie es die umfangreiche Literatur ausweist, 
kapitalkräftige Privatkreise nicht genügend Vertrauen 
zu den bestehenden Handelsrechtsformen und legten 
so ihr Geld lieber auf einer Bank an, als es in einem 
Unternehmen arbeiten zu lassen. Außerdem war z. B. 
der Gründungsvorgang bei der A. G. sehr teuer und

5 2 4 1954/IX



v or allem  umständlidi. Unter Berücksiditigiing aller 
d ieser Umstände sahen sidi Brasilien (1919), Chile 
(1923), A rgentinien (1932), Uruguay (1933), Kolumbien 
(1937), Bolivien und Paraguay (1941) genötigt, ein Ge­
setz über die Gesellsdiaft mit besdiränkter Haftung 
(sociedad por Quotas — sociedad de responsabilidad 
lim itada) in  ihre Handelsgesetzgebung aufzunehmen. 
A bgesehen von den Kolonien Britisdi-, N iederländisdi- 
und  Französisdi-Guayana gibt es bis zum heutigen 
Tage do rt nur nodi drei Länder, Peru, Ecuador und 
V enezuela, die dieser Entwidclung n id it gefolgt sind. 
Ein V ersudi, die einzelnen Dekrete der südamerika- 
n isd ien  Länder auf ihre Vorbilder hin zu untersudien, 
sd ie in t von  vornherein zum Sdieitern verurteilt zu 
sein, denn jedes Gesetz weist die versdiiedenartigsten 
N uancen auf. Dies ist besonders eigenartig, wenn man 
sid i vergegenw ärtigt, daß die Handelsgesetzbüdier 
d ieser S taaten nur sehr wenig untersdiiedlidi von­
einander sind. Dennodi ist es möglidi, zwei große 
R editskreise zu bilden, nadi denen sidi die folgende 
E inteilung ergibt:

Deutsdiland

Portugal 

B rasilien Chile

Frankreich
I

Argentinien 

Kolumbien Uruguay
I 1

Bolivien Paraguay

ERRICHTUNG UND VERTRAG
G ehen w ir bei unserer Untersudiung historisdi vor,
d. h. verfolgen w ir den Weg, der zurüdigelegt werden 
muß, um  eine GmbH, in  Südamerika reditsgültig ent­
stehen zu lassen, so finden wir gleidi zu Begirm einen 

'te ilw e ise  red it krassen Untersdiied gegenüber dem 
deu tsd ien  Redit. Mit Ausnahme von Bolivien, das 
m indestens drei Gesellsdiafter fordert, sdireibt kein 
GmbH.-Gesetz für den Gründungsvorgang eine M i n - 
d e s t  z a  h 1 von Gesellsdiaftern vor. Zwar folgt nun 
w eite r aus den allgemeinen Vorsdiriften der Handels­
und  Zivilgesetzbüdier, daß an dem Gründungsvorgang 
und dem Absdiluß eines G esellsdiafts„vertrages“ 
zum indest zwei Gesellsdiafter beteiligt sein  müssen, 
dodi sdiließt dies für Deutsdiland sowie für Brasilien

und Chile (portugiesisdier Reditskreis) nidit aus, daß 
gleidi nad i der Gründung der eine sogenannte „Stroh­
mann" wieder aus der Gesellsdiaft aussdieidet und die 
GmbH, als E i n m a n n  g e  s e i  I s c h a f t  w eiter exi­
stiert. In Argentinien, Bolivien, Kolumbien, Paraguay 
und Uruguay (französisdier Reditskreis) folgt bereits 
aus dem Gesellschaftsbegriff, daß die Einmannge- 
sellsdiaft für die GmbH, nidit zugelassen ist, denn 
grundsätzlidi ist dort jede Handelsgesellsdiaft ein 
Vertrag, durdi den sich zwei oder m ehrere Personen 
unter H ingabe eines Teiles ihres Vermögens zu dem 
Betrieb von H andelsgesdiäften zusammensdiließen, 
mit der Absidit, den sid i daraus ergebenden Gewinn 
zu teilen. Des w eiteren dürfen in  Chile h ö c h s t e n s  
50> in  Argentinien, Kolumbien und Uruguay hödistens 
20 M itglieder der Gesellsdiaft als Gesellsdiafter ange­
hören. Eine derartige Vorschrift ist dem deutsdien 
Redit ebenfalls unbekannt. Man verm eidet damit 
aber ohne Zweifel das V ordringen der GmbH, in den 
Bereidi der Aktiengesellsdiaft, eine Tatsadie, d ie  zu 
begrüßen ist.
Der G e s e l l  S c h a f t  s v e r t r a g  einer deutsdien 
GmbH, kann sehr kurz sein, denn e r  braudit nur, 
neben den Namen der Gesellsdiafter, die v ier wesent- 
lidien Erfordernisse: Firma und Sitz der Gesellschaft, 
Betrag des Stammkapitals, Gegenstand der Gesell­
sdiaft und Betrag der Stammeinlagen eines jeden Ge- 
sellsdiafters zu enthalten und kann sich im übrigen 
auf das sehr ausführlidie Gesetz berufen. Besondere 
Vereinbarungen zwischen den Gesellschaftern sind 
selbstverständlidi ebenfalls zu protokollieren. Dem­
gegenüber wird der notwendige Inhalt des Vertrages, 
der im w esentlidien überall dem der deutsdien GmbH, 
entspridit, nur in A rgentinien und Uruguay in den 
GmbH.-Gesetzen selbst festgelegt, w ährend in  allen 
übrigen Ländern wiederum  auf die allgem einen Vor­
sdiriften der Handelsgesetzbüdier verw iesen wird. Da 
nun das deutsdie GmbH.-Gesetz ungleidi ausführlidier 
ist als die südam erikanisdien Texte und zugleidi 
die Gesellsdiafter an  seinen Grundgedanken, näm lidi 
die kapitalistisdie S truktur der GmbH., bindet, liegt 
es auf der Hand, daß eine südam erikanisdie GmbH, 
unter Bezug auf die nur das Notwendigste aussagenden 
GmbH.-Vorsdiriften und die damit den Gesellsdiaftern

Ein Beweis des Vertrauens
Als Spezialisten für das Verlegen und Schweißen legierter Rohre bauten wir 
die gesamten Rohrleitungen der ersten Platformer-Anlage auf dem Kontinent 
für die BP Benzin- und Petroleum-G.m.b.H., Hamburg.
Zur Zeit im Baus die Rohrleitungen und viele Apparate der Piatformer-Anlage der Gelsenberg- 
Benzin A .- G . in Gelsenkirchen 0  Rohrleitungen und Apparate des Kraftwerkes San Nicolas, 
Argentinien^Abgeschlossene Bauten der letzten Monates ESSO-Crackanlage, Hamburg-Harburg 9  
Raffinerie Deutsche Erdöl A .-G ., Heide/Holstein 9  Union Rheinische Braunkohlen-Kraftstoff A .-G., 
Wesseling bei Köln 0  The Maersk Refmery, Kopenhagen 9  zwei Kraftwerke und DItanklager im 
Ausland 9  M argarine-Union A.-G. #  und mehrere Flugplätze in Deutschland

Böhling Rohrleitungsbau G.m .b.H .
H am burg  27, Großm annstr. 118, Fernsprecher: 2 5 7 0 0 1 -0 5  u. 2521 75

Fernschreibers 021 - 22  29 , Drahtanschrift: Boehlinghansa Hamburg
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eingeräum te größere G estaltungsfreiheit' weitgehend 
kollektivistisdi, aber sdiließlidi aud i individualistisdi 
ausgesta tte t werden kann.
Mit Rüdtsidit auf das Interesse der Allgemeinheit und 
der Gläubiger der Gesellsdiaft w ird eine S a t z u n g s ­
a b ä n d e r u n g  überall form alistisdi genau so be­
handelt w ie die Erriditung des Gesellsdiaftsvertrages, 
denn durdi die Abänderung erhält der V ertrag ganz 
oder zum Teil einen neuen W ortlaut, d. h.: die Ände­
rung muß in  das H andelsregister eingetragen und 
in  Tages- bzw. am tlidien Zeitungen veröffentlidit 
werden. W ährend jedodi der V ertrag als soldier der 
Zustimmung aller Gesellsdiafter bedarf, die dadurdi 
zum Ausdruck kommt, daß sie ihn unterzeichnen, 
genügt für eine Satzungsänderung meist eine qualifi­
zierte M ehrheit. N adi deutsdiem  Redit wird eine 
M ehrheit von Vi der abgegebenen Stimmen gefordert. 
Für die Änderung des Gegenstandes der Gesellsdiaft 
oder die Erhöhung der Stammeinlagen ist Einstimmig­
keit erforderlidi. Zur Änderung des V ertrages und 
Haftungserweiterung gilt das gleiche in  Argentinien. 
Dort sowie in Paraguay w ird für alle Besdilüsse 
Einstimmigkeit erfordert, wenn der Gesellsdiaft nur 
bis zu fünf Gesellsdiafter angehören. H at die Gesell­
schaft dagegen m ehr als fünf Gesellsdiafter, so genügt 
dort die Anwesenheit einer Anzahl von Gesellsdiaftern, 
die V4 des Stammkapitals vertreten, von denen min­
destens soviel Gesellsdiafter, die w enigstens die 
Hälfte des Stamm kapitals repräsentieren, ihre Zustim­
mung erteilen müssen. N adi kolumbianisdiem Redit 
ist grundsätzlidi Einstimmigkeit erforderlich, w äh­
rend in Bolivien die Zustimmung einer M ehrheit von 
50 “/o des Stammkapitals genügt, Uruguay fordert 
lediglidi für einen Auflösungsbesdiluß die Zustim­
mung von der Hälfte der Gesellsdiafter mit min­
destens Vi des Stamm kapitals und überläßt alle an ­
deren Fälle, w ie Brasilien und Chile generell, beson­
deren V orsdiriften der Satzungen.

KAPITAL UND EINLAGEN
Das S t a m m k a p i t a l ,  einer der w iditigsten Fak­
toren jeder GmbH., w ird überall aus den Stammein­
lagen — Geld oder Sadieinlagen — der Gesellsdiafter 
gebildet. Das Einbringen von A rbeitskraft ist nicht zu­
lässig; allerdings besteht hier für Kolumbien insoweit 
eine Reditsunsicherheit, als Art. 6 des GmbH.-Ge- 
setzes das Einbringen von A rbeitskraft gestattet und 
Art. 2/II fordert, daß alle Einlagen bis zur Eintragung 
des G esellsdiaftsvertrages in das Handelsregister voll 
eingezahlt sein müssen. Es dürfte riditig  sein, zur 
Klärung dieser Frage der überwiegenden Meinung 
der Fachliteratur zu folgen und den Art. 6 dahingehend 
auszulegen, daß hierm it nicht ein Gesellsdiafter, son­
dern ein A ngestellter, der durdi seine M itarbeit im 
Gesdiäftsbetrieb zur Beteiligung am Gewinn qualifi­
ziert wird, gemeint ist.
Um die Entstehung von Zwerggesellschaften oder die 
Bildung von unbedeutenden und ungenügend fundier­
ten  Gesellschaften zu verhindern, fordert der deutsdie 
Gesetzgeber einen M i n d e s t b e t r a g  von DM 
20 000, der argenainisdie und uruguayische von 
5 000 Pesos, d e r paraguayisdie einen Betrag von 
5 000 Guaranin und der bolivianische einen soldien

von 50 000 Bolivianos. In Brasilien, Chile und Kolum­
bien werden die Gesellschafter lediglidi verpflichtet, 
von sich aus einen M indestbetrag für das Stammkapital 
festzusetzen und diese Ziffer im Gesellsdiaftsvertrag 
anzugeben. Daß diese Lösung nicht nur die Gefahr 
der Bildung von kleinen und kleinsten Unterneh­
mungen in der Form der GmbH, in  sidi birgt, sondern 
auch noch eine Menge anderer Unsicherheiten aufzu­
weisen hat, ist ebenfalls offensichtlich. Man denke 
nur an die Sdiw ierigkeiten der Kreditbesdiaffung in 
Brasilien!
Als einziges Land hat Uruguay eine H ö c h s t ­
g r e n z e  festgesetzt — 1 Million Pesos. Damit wurde 
in diesem Lande ein w eiterer Versuch gemacht, das 
übergreifen der GmbH, in den Bereich der A.G. zu ver­
hindern. Aber auch dies dürfte nur ein Versuch sein, 
denn die Gesellsdiaft kann ja  mit dem höchstzulässigen 
Stammkapital gegründet werden, während m an sich 
w eitere Beträge z. B. durch Gesellschafterdarlehen 
beschafft.
In den Ländern, in denen ein bestimm ter M indestbe­
trag  für das Stammkapital der Gesellsdiaft gefordert 
wird, wird entsprechend dazu audi die M i n d e s t ­
h ö h e  d e r  S t a m m e i n l a g e n  gesetzlich gere­
gelt, während in den übrigen Ländern, also in  Brasilien, 
Chile und Kolumbien, auch h ier die Gesellschafter ent­
scheiden, in welcher Höhe sie ihre Stammeinlagen zu 
übernehmen gewillt sind. Die Mindesthöhe der Stamm­
einlagen in  bar beträgt für Deutschland DM 5 000, 
für A rgentinien und Uruguay 100 Pesos, für Paraguay 
10 Guaranin und für Bolivien 100 Bolivianos. Über 
die Höhe der Sadieinlagen oder über ein bestimmtes 
V erhältnis zu den übernommenen Geldeinlagen be­
stehen keine Vorschriften.
W as das t a t s ä c h l i c h e  V o r h a n d e n s e i n  des 
Stamm kapitals anbelangt, gehen die Gesetze ver­
schiedene Wege. Nach deutsdiem  Recht muß bei Er­
richtung der Gesellsdiaft ein V iertel der übernom­
menen Gesamtsumme der Stammeinlage eines jeden 
Gesellsdiafters eingezahlt sein, sow eit es sich um 
Geldeinlagen handelt. Da das Gesetz für die Auf­
bringung von Sacheinlagen keinen Anhaltspunkt gibt, 
mag mit der überwiegenden M ehrheit des Sdirift- 
tums festgestellt sein, daß Sacheinlagen vor der An­
meldung der Gesellschaft zum H andelsregister voll­
ständig in  das Gesellsdiaftsvermögen eingebracht sein 
müssen. Die Gesetze Brasiliens und Chiles kennen 
keine diesbezügliche Vorschrift. In Kolumbien und 
Bolivien müssen alle Einlagen, gleichgültig. ob Geld­
oder Sacheinlagen, bis zur Errichtung der Gesellsdiaft 
eingebradit sein, in Argentinien, Paraguay und 
Uruguay genügt es, wenn bis zu diesem Zeitpunkt 
Geldeinlagen voll gezeichnet, aber nur 50 "/« der Ge­
samtsumme eingezahlt sind. Sadieinlagen dagegen 
sind wiederum vollständig einzubringen.

GLÄUBIGERSCHUTZ 
Aus dieser Zusammenstellung folgt, w ie jedes Land 
den Schutz der Gläubiger beurteilt; das w ird nodi 
besonders deutlich, w enn m an die Haftungsverhält­
nisse untersucht. Ist eine Geldeinlage nidit rechtzeitig 
von einem Gesellschafter aufgebracht worden, so
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haften  in  D eutscilaiid alle Gesellschafter gegenüber 
der Gesellschaft für den Fehlbetrag, und zwar im Ver­
hältn is ih rer Gesdiäftsanteile. Zudem kann dem  säu­
m igen Gesellschafter eine Zahlungsaufforderung zuge­
sand t und  ihm m it dem Kaduzierungsverfahren ge­
droh t w erden (vergl. S. 528). Gesetzlich steht schließ­
lich der W eg der öffentlichen Versteigerung des A n­
te ils  offen. Brasilien und Chile gehen im wesentlichen 
den gleichen Weg, nur haften in Brasilien alle Ge­
sellschafter als Gesamtschuldner, jedoch erst im Kon­
kursfall. Eine grundsätzlich verschärfte Auffassung 
d es  Gläubigerschutzes kommt in dem Gesetz Kolum­
biens und  Boliviens schon allein dadurch, zum Ausdruck, 
daß a lle  Geld- und Sacheinlagen vollständig b is zur 
Errichtung der Gesellsdiaft einzuzahlen sind. Man ist 
überrascht, wenn man im Gesetz w eiter liest, daß 
bei dem  hier behandelten Tatbestand sogar die voll­
ständige Nichtigkeit des Vertrages unter den Gesell­
schaftern ein tritt sowie die unbeschränkte und solida­
rische H aftung aller Gesellsdiafter für bereits einge­
gangene Verpflichtungen der Gesellschaft begründet 
wird. Zumindest in Argentinien, Paraguay und in  einem 
gew issen Umfang aud i in  Uruguay hat man das Er­
fordernis des Gläubigerschutzes „um jeden Preis“, so­
w eit es die Haftung für nicht eingezahlte Geldein­
lagen betrifft, anscheinend nicht so hoch bewertet. 
Einmal brauchen, w ie bereits ausgeführt, die Geld­
einlagen bis zur Errichtung der Gesellschaft nur in 
Höhe von  50 “/o eingezahlt zu sein, und zum anderen 
g ib t das argentinische Handelsgesetzbuch den Gesell­
schaftern nur die Möglichkeit des Kaduzierungsver­
fahrens. In  Uruguay haften alle Gesellschafter unbe­
schränkt und  solidarisch gegenüber Dritten und sind 
außerdem  nod i strafrechtlidi verfolgbar.

Eine weitere Sicherung zur tatsächlichen Aufbringung 
des Stammkapitals bedeutet die H a f t u n g  f ü r  
d i e  W e r t w ü r d i g k e i t  der Sacheinlagen. N irgend­
wo in der deutschen Gesetzgebung findet m an eine 
diesbezügliche Vorschrift, wohl aber in  einigen GmbH.- 
Gesetzen der südamerikanischen Länder. So haften in 
Brasilien alle diejenigen Gesellschafter für die W ert-' 
Würdigkeit der Sadieinlagen, die derartige Einlagen 
eingebracht haben, in Argentinien, Bolivien, Kolum­
bien und Paraguay alle an  der Gesellschaft beteilig­
ten  Gesellschafter solidarisch. Chile und Uruguay 
folgen der deutschen Gesetzgebung.
Abschließend zu diesem Kapitel sei erwähnt, daß die 
GmbH, in  Argentinien, Brasilien und Uruguay durch 
den Abschluß des Gesellschaftsvertrages in privater 
oder öffentlicher Urkunde e r r i c h t e t  werden kann, 
während a lle  übrigen Gesetze die geriditliche oder 
notarielle Form fordern. Die Großzügigkeit der Ge­
setzgeber in  den erstgenannten Ländern erscheint un­
verständlich, ist doch der Gesellschaftsvertrag nicht 
nur ein V ertrag zwischen den Gesellschaftern zum 
Zweck der Errichtung der Gesellschaft, sondern stellt 
er doch aud i gleichzeitig feste Normen für den Ab­
lauf des Gesellschaftslebens nach, innen und außen 
auf. übera ll muß er in  das Handelsregister eingetra­
gen und zudem in einer oder m ehreren Zeitungen 
veröffentlidit werden. Gibt er doch w eiterhin Aus­
kunft über die H aftungsverhältnisse eines jeden Ge­
sellschafters und damit über die Gesamtsumme des 
Stam m kapitals.. Es dürfte somit grundsätzlich ange- 
b rad it sein, d ie  öffentliche Form mit Vorrang zu 
wählen bzw. den V ertrag privatschriftlich abzufassen 
und danach bei einem N otar die Untersdiriften be­
glaubigen zu lassen.
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Die Gründung erfolgt überall nad i dem N o r m a  - 
11V s Y s t  e m  j die Sukzessivgründung ist ausge- 
sdilossen. W ährend dabei in Deutsdiland ein Bevoll- 
m äditigter eines Gesellsdiafters zur U ntersdirift nur 
eine geriditlidi oder notariell beglaubigte General- 
vollm adit vorzuweisen braudit, benötigt ein argen- 
tinisdier Bevollmäditigter eine Spezialvollmadit. H ier­
für ist allerdings keine besondere Form vorgesdirie­
ben, es genügt also eine Beglaubigung von der Poli­
zei oder z. B. einem Bürgermeister.

RECHTSVERHÄLTNISSE
Hier ergibt sidi gleidi zu Beginn ein allen  GmbH's 
gemeinsames Merkmal: sie besitzen samt und sonders 
den Charakter einer j u r i s t i s c h e n  P e r s o n  
des Privatredits, und zwar in dem Augenblidc ihrer 
Eintragung in  das Handelsregister. Zwar w ar diese 
Frage für die argentinisdie und uruguayisdie GmbH, 
lange Zeit strittig, dodi hat sid i die Reditsprediung 
A rgentiniens an  Hand einer Vielzahl von Entsdieidun- 
gen vorbehaltlos für die juristisdie Persönlidikeit der 
GmbH, ausgesprodien, während ihr in Uruguay diese 
Reditsstellung erst durdi Gesetz vom 25. November 
1946 endgültig zuerkannt worden ist.
Um den H a n d e l  m i t  G e s c h ä f t s a n t e i l e n  
zu ersdiweren, w ird durd i das deutsdie wie audi 
die ausländisdien Gesetze die Erfüllung einer Anzahl 
von Form vorsdiriften gefordert, deren Ausgestaltung 
in einigen südam erikanisdien Gesetzen auf deren weit­
aus tiefergehenden personallstisdien Charakter hin­
weist, als das bei der deutsdien GmbH, der Fall ist. 
Für die reditsgesdiäftlidie A btretung unter Lebenden 
verlangt das deutsdie Gesetz die Ausfertigung einer 
öffentlidien Urkunde, das gleiche gilt für Kolumbien, 
in Argentinien und Uruguay besteht d ie  W ahl 
zwisdien öffentlidier oder privater Urkunde, die üb­
rigen Gesetze überlassen die Regelung den Satzun­
gen. In Chile ist eine A btretung vorbehaltlidi der 
Zustimmung aller Gesellsdiafter überhaupt verboten. 
W eiterhin untersdieiden die Länder des französisdien 
Reditskreises zw isdien einer A btretung der Gesdiäfts- 
anteile innerhalb der Gesellsdiaft oder an  Dritte. 
Innerhalb der Gesellsdiaft ist keine Zustimmung e r­
forderlidi: soll jedodi der A nteil an  eine Person 
außerhalb der Gesellsdiaft abgetreten werden, so 
fordern alle diese Gesetze übereinstim mend die Zu­
stimmung einer M ehrheit der Gesellsdiafter, die 
gleidizeitig V4 des Stammkapitals vertreten. Für Argen­
tinien und Paraguay gilt dieses M ehrheitsprinzip nur, 
wenn die Gesellsdiaft aus mehr als fünf Gesell- 
sdiaftern besteht; sind es weniger, so ist wiederum 
eine Zustimmung aller erforderlidi. W ird die erfor- 
derlidie Zustimmung verw eigert, so kann sidi der 
davon betroffene Gesellsdiafter- in  Argentinien und 
Uruguay an  das Geridit wenden, das nach Prüfung 
des Tatbestandes ersatzweise zustimmen kann.

Eine besonders sdiwerwiegende Folge für denjenigen 
Gesellsdiafter, der m it der Einzahlung seiner Einlagen 
in Verzug gerät, ist die Einleitung des Kaduzierungs­
verfahrens. Die Aufnahme einer soldien Vorsdirift 
wurde natürlid i nur überall dort notwendig, wo die 
StammeinJagen bis zur Erriditung der Gesellsdiaft 
nidit voll eingezahlt zu sein braudien, also — für 
Geldeinlagen — außer in Bolivien und Kolumbien in 
allen übrigen Ländern u n d —  für Sadieinlagen — 
außer in Deutsdiland, Argentinien, Bolivien audx in 
Kolumbien. /

VERTRETUNG UND GESCHÄFTSFÜHRUNG 
Die A rt und W eise, in der die Organisation der Ge­
sellschaft ausgestaltet w erden kann, läßt weitere 
Sdilüsse auf die kapitalistisdie oder personalistisdie 
A usriditung der GmbH.-Gesetze zu. Jede deutsdie 
GmbH, muß als obligatorisdie Organe G e s c h ä f t s ­
f ü h r e r ,  die Gesellsdiafter wie aud i Niditgesell- 
sdiafter sein können, und eine G e s e 11 s c h a  f t  e r - 
V e r s a m m l u n g  aufweisen. Dazu kann als fakul­
tatives Organ der A u f s i c h t s r a t  hinzukommen. 
Die südam erikanisdien Gesetze sdireiben lediglidi die 
Berufung von einem oder m ehreren Gesdiäftsführern 
vor, nur Uruguay verlangt daneben obligatorisdi audi 
die Einsetzung einer Gesellsdiafterversammlung. Au­
ßerdem hat dort die Aufsiditsbehörde für Banken und 
A ktiengesellsdiaften ein  Interventionsredit für die 
Überprüfung des Betrags des Stammkapitals und des 
allgem einen finanziellen Gebarens der Gesellschafter. 
Die E r n e n n u n g  der Gesdiäftsführer kann in 
Deutsdiland, A rgentinien und Paraguay bereits im 
Gesellschaftsvertrag oder aber aud i durch naditräg- 
lldie Beschlußfassung erfolgen, w ährend in den üb­
rigen Ländern bereits vor Erriditung der Gesellsdiaft 
eine Namensnennung zu erfolgen hat. W ird das unter­
lassen, so wird angenommen, daß sid i d ie  Gesell­
sdiafter gegenseitig das Redit zur Gesdiäftsführung 
übertragen haben.
Die A b b e r u f u n g  eines Gesdiäftsführers kann im 
allgem einen jederzeit erfolgen, es  sei denn, daß die 
Satzungen etwas Gegenteiliges bestimmen. Kolumbien 
allerdings m adit eine besonders sdiwerwiegende Ver­
fehlung der betreffenden Person oder aber einen ein­
stimmigen) Gesellsdiafterbesdiluß zur Voraussetzung 
einer Abberufung.
Fassen w ir die Grundgedanken, die diese GmbH.- 
Gesetze beherrsdien, zusammen, so kommen wir 
ohne Sdiw ierigkeit zu dem Sdiluß, daß aud i die süd­
am erikanisdien Länder, ausgehend von Portugal und 
Frankreidi, sidi weitgehend an  das deutsdie Vorbild 
anlehnen, daß sie jedodx in hervorragendem  Maße 
eine w eitaus individualistisdiere Ausgestaltung ihrer 
Gesellsdiaft m it beschränkter Haftung gestatten, als 
d ies der deu tsd ie Gesetzgeber zugelassen hat. Ob 
dies ein  Vor- oder N aditeil ist, mag einer ander­
w eitigen Untersudiung Vorbehalten bleiben.
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